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Haushaltsnahe Dienstleistungen: Steuerbonus gilt auch für ambulante Pflege und Betreuung eines 
Dritten 
 

Privathaushalte können haushaltsnahe Dienstleistungen über zwei Höchstbeträge in der Einkommen-
steuererklärung abziehen: 
 

Minijobs:  
Werden die Dienstleistungen von einem Minijobber erbracht (beispielsweise von einer Putzhilfe, die 
im Privathaushalt einer geringfügigen Beschäftigung nachgeht), können 20 % der Lohnkosten, 
maximal 510 € pro Jahr, von der Einkommensteuer abgezogen werden. 
 

Sozialversicherungspflichtige Beschäftigungen und externe Dienstleistungen: 
Werden die haushaltsnahen Dienstleistungen im Rahmen eines sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigungsverhältnisses („auf Lohnsteuerkarte“) oder durch externe Firmen im Privathaushalt 
erbracht, lassen sich die anfallenden Lohnkosten mit 20 %, maximal 4.000 € pro Jahr, abziehen. 
 

Der letztgenannte Höchstbetrag gilt auch für die Inanspruchnahme von Pflege- und Betreuungs-
leistungen sowie für Aufwendungen, die einem Steuerbürger wegen der Unterbringung in einem 
Heim oder zur dauernden Pflege erwachsen. 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat nun konkretisiert, dass zu den abziehbaren Pflege- und Betreuungs-
leistungen insbesondere unmittelbare Pflegemaßnahmen am Menschen (Körperpflege, Ernährung 
und Mobilität) gehören. Erfasst werden nach dem Urteil auch Leistungen zur hauswirtschaftlichen 
Versorgung, darunter Einkaufen, Kochen und das Reinigen der Wohnung. 
 

Der Steuerbonus für Pflege- und Betreuungsleistungen lässt sich nach Auffassung des Gerichts auch 
von Steuerzahlern in Anspruch nehmen, die Aufwendungen für die ambulante Pflege und Betreuung 
einer dritten Person (im Urteilsfall: der Mutter) tragen. Dies ist nach Gerichtsmeinung sogar dann 
zulässig, wenn die Pflege- und Betreuungsleistungen nicht im eigenen Haushalt des Steuerzahlers, 
sondern im Haushalt der gepflegten Person erbracht werden. 
 

Hinweis: Der BFH stellte klar, dass die Finanzämter für den Abzug von ambulant erbrachten Pflege- 
und Betreuungsleistungen nicht voraussetzen dürfen, dass eine Rechnung ausgestellt worden und 
die Zahlung unbar erfolgt ist. Diese Voraussetzungen betreffen nach Gerichtsmeinung lediglich 
allgemeine haushaltsnahe Dienstleistungen und Handwerkerleistungen, jedoch nicht Pflege- und 
Betreuungsleistungen. 
 

Geerbtes Familienheim: Zehnjährige Selbstnutzung kann aus gesundheitlichen Gründen beendet 
werden 
 

Eltern können ihren Kindern ein selbstbewohntes Familienheim erbschaftsteuerfrei vererben, sofern 
die Kinder die Immobilie nach dem Erbfall unverzüglich zur Nutzung zu eigenen Wohnzwecken 
bestimmen. Die Steuerbefreiung für Familienheime entfällt aber nachträglich, wenn der Erbe die 
zunächst erfolgte Selbstnutzung innerhalb von zehn Jahren nach dem Erbfall aufgibt. Gibt er die 
Selbstnutzung innerhalb dieser Frist jedoch aus zwingenden Gründen auf, bleibt die Steuerfreiheit 
wiederum erhalten. 
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Der Bundesfinanzhof (BFH) hat jetzt entschieden, dass gesundheitliche Beeinträchtigungen solche 
zwingenden Gründe darstellen können, sofern sie dem Kind eine selbständige Haushaltsführung in 
dem erworbenen Familienheim unmöglich oder unzumutbar machen. Im zugrundeliegenden Fall 
hatte eine Tochter ein Familienheim von ihrem Vater geerbt und zunächst selbst bewohnt, war aber 
bereits nach sieben Jahren wieder ausgezogen, um eine Erdgeschosswohnung auf dem 
Nachbargrundstück zu beziehen. Im Anschluss wurde das Haus abgerissen. Das Finanzamt versagte 
nachträglich die Erbschaftsteuerbefreiung für das Familienheim, wogegen die Tochter vor das 
Finanzgericht Düsseldorf (FG) zog und geltend machte, sie habe sich angesichts ihres Gesundheits-
zustands kaum noch in dem Haus bewegen können. Konkret machte sie zwei Bandscheibenvorfälle 
und ein Hüftleiden geltend und erklärte, dass sie die schmale und enge Treppe in dem (baufälligen) 
Einfamilienhaus aus dem Jahre 1951 nicht mehr hätte nutzen können. Ohne fremde Hilfe sei eine 
Lebensführung dort nicht mehr möglich gewesen. Das FG war jedoch der Ansicht, dass kein zwingen-
der Grund für den Auszug vorgelegen habe, da sich die Tochter fremder Hilfe hätte bedienen können. 
Der Steuerzugriff sei somit rechtmäßig. Der BFH hob das finanzgerichtliche Urteil nun auf und 
verwies die Sache zurück zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung. Nach Auffassung der 
Bundesrichter liegt ein „zwingender Grund“ nicht nur dann vor, wenn die Selbstnutzung unmöglich 
ist, sondern auch, wenn sie unzumutbar ist. Die Selbstnutzung darf zwar nicht aus reinen Zweck-
mäßigkeitserwägungen abgebrochen werden, beispielsweise, weil eine Sanierung des Familienheims 
unwirtschaftlich ist. Anders liegt der Fall aber, wenn der Erbe aus gesundheitlichen Gründen für eine 
Fortnutzung des Familienheims so erheblicher Unterstützung bedarf, dass nicht mehr von einer 
selbständigen Haushaltsführung gesprochen werden kann. Das FG muss daher nun im zweiten 
Rechtsgang das Ausmaß der gesundheitlichen Beeinträchtigungen der Tochter klären und auf dieser 
Grundlage dann die (Un-)Zumutbarkeit der Selbstnutzung prüfen. 
 
Hinweis: Das BFH-Urteil ist eine gute Nachricht für Kinder, die aus gesundheitlichen Gründen die 
Selbstnutzung eines geerbten Familienheims abbrechen müssen. Sie sollten für erbschaftsteuerliche 
Zwecke eine gute Beweisvorsorge treffen, indem sie ihre gesundheitlichen Beeinträchtigungen und 
Probleme bei der selbständigen Haushaltsführung dokumentieren (z.B. durch ärztliche Atteste, Fotos 
von den baulichen Gegebenheiten). 
 
Geerbtes Familienheim: „Unverzügliche“ Selbstnutzung trotz langen Handwerkerwartezeiten 
möglich 
 

Eltern können eine selbstbewohnte Immobilie erbschaftsteuerfrei an ihre Kinder vererben, sofern die 
Immobilie eine Wohnfläche von maximal 200 qm hat und die Kinder sie zur Selbstnutzung zu eigenen 
Wohnzwecken bestimmen. Diese Steuerbefreiung setzt voraus, dass die Bestimmung zur Selbst-
nutzung „unverzüglich“ und ohne schuldhaftes Zögern erfolgt. 
 
Wie schnell die Selbstnutzung durch die Kinder eintreten muss, hat nun der Bundesfinanzhof (BFH) 
näher untersucht. Im zugrundeliegenden Fall hatte eine Tochter die geerbte Wohnung ihrer Mutter 
zunächst entrümpelt und dann umfassend saniert. Zwischen Todestag und Einzug lagen eineinhalb 
Jahre, was Finanzamt und Finanzgericht (FG) als zu lang ansahen. Die Finanzrichter urteilten, dass die 
Tochter die Wohnung nicht unverzüglich zur Selbstnutzung bestimmt habe. Im Prozess machte die 
Tochter geltend, dass die lange Dauer bis zum Einzug darauf zurückzuführen sei, dass zunächst der 
Hausstand der Mutter habe ausgeräumt und verkauft werden müssen. Für die Durchführung der 
Sanierungsarbeiten hätten zunächst Handwerker organisiert werden müssen, die aufgrund voller 
Auftragsbücher aber schwer zu beschaffen gewesen seien.  
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Bereits die Termine für die Ortsbesichtigungen wären ihr nur nach erheblicher Wartezeit erhältlich 
gewesen. Darauf hätten sich lange Wartezeiten für Kostenvoranschläge und bei den Auftrags-
abwicklungen angeschlossen. Sie selbst habe zudem eine Hüftgelenksarthrose gehabt, so dass sie 
über viele Wochen gesundheitlich sehr angeschlagen gewesen sei. 
 
Der BFH hob das klageabweisende Urteil des FG nun auf und entschied, dass das FG die unverzüg-
liche Bestimmung zur Selbstnutzung zu vorschnell verworfen habe. Für eine „Unverzüglichkeit“ 
genüge es bereits, wenn der Erblasser den Baufortschritt angemessen fördere. Er müsse keinen 
unverhältnismäßigen Aufwand betreiben, um den Baufortschritt zu beschleunigen, sondern nur die 
zumutbaren Maßnahmen ergreifen, um unangemessene Bauverzögerungen auszuschließen. Zwar 
gelte ein Zeitraum von bis zu sechs Monaten nach dem Erbfall regelmäßig noch als angemessen, 
allerdings könne auch ein längerer Zeitraum anerkannt werden, wenn der Erbe glaubhaft machen 
könne, aus welchen Gründen ein tatsächlicher Einzug nicht früher möglich gewesen sei. Sofern er 
Handwerker unverzüglich beauftrage, diese aber zeitlich nicht früher tätig werden könnten, könne 
ihm dieser Umstand nicht angelastet werden. Auch gesundheitliche Hinderungsgründe müssten 
berücksichtigt werden. Das FG muss den Fall daher nun neu prüfen und sich eingehender mit den 
vorbrachten Gründen für die verzögerte Selbstnutzung beschäftigen. 
 

Hinweis: Verzögerungen infolge der hohen Auftragslage von Handwerkern dürfen also nicht dem 
Erben angelastet werden, sofern er rechtzeitig den Kontakt zu ihnen gesucht hat. Zur Beweisvorsorge 
kann es sinnvoll sein, zu diesem Zweck ein Bautagebuch zu führen. Aus diesem kann später abge-
leitet werden, wann ein stockender Baufortschritt beispielsweise wegen Lieferengpässen oder 
Handwerkermangel nicht selbst zu vertreten war. 
 

Erbschaftsteuer: Wie lange haben Sie für den Antrag auf Optionsverschonung Zeit? 
 
Wenn Sie unternehmerisches Vermögen erben, können Sie unter bestimmten Bedingungen eine 
100%ige Steuerbefreiung für das Vermögen beantragen – die sogenannte Optionsverschonung. 
Sofern die entsprechenden Voraussetzungen nicht erfüllt werden, kann gegebenenfalls zumindest 
die Regelverschonung von 85 % in Anspruch genommen werden. Im Streitfall musste das Finanz-
gericht Münster (FG) darüber entscheiden, bis wann der Antrag auf Optionsverschonung eigentlich 
gestellt werden kann. 
 
Der Kläger erhielt mit notariellem Vertrag vom 21.03.2013 Beteiligungen an mehreren KGs 
geschenkt. In der Schenkungsteuererklärung wurde kein Antrag auf Optionsverschonung gestellt. 
Das Finanzamt setzte mit Bescheid vom 20.04.2016 die Schenkungsteuer fest und gewährte die 
Regelverschonung. In den Jahren 2018 und 2019 ergingen erstmalig Feststellungsbescheide. 
Daraufhin erließ das Finanzamt am 13.11.2019 einen geänderten Schenkungsteuerbescheid. 
Dagegen legte der Kläger Einspruch ein und beantragte nun die Optionsverschonung in Höhe  
von 100 %. 
 
Die Klage vor dem FG war begründet, die Voraussetzungen für die Optionsverschonung waren im 
Streitfall erfüllt. Eine Gewährung der Optionsverschonung sei im Umfang des steuerlichen 
Änderungsrahmens des Bescheids vom 13.11.2019 aufgrund des im Einspruchsverfahren gegen 
diesen Bescheid gestellten Antrags auf die Optionsverschonung auch noch möglich gewesen. Daran 
ändere auch die zwischenzeitlich eingetretene Bestandskraft des Ausgangsbescheids nichts. Diese sei 
durch den Änderungsbescheid teilweise durchbrochen worden. 
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Im Gesetz sei nicht geregelt, bis wann die Erklärung zur Wahl der Optionsverschonung wirksam 
abgegeben werden könne. Nach Ansicht der Finanzverwaltung sei dies bis zum Eintritt der materi-
ellen Bestandskraft der Festsetzung der Erbschaft- oder Schenkungsteuer möglich. Der Ausgangs-
bescheid sei materiell bestandskräftig geworden. Dies sei aber durch den geänderten Bescheid 
durchbrochen worden. Daher könne die Option zur Vollverschonung noch ausgeübt werden. Dem 
stehe auch nicht entgegen, dass sich eine über den nicht bestandskräftigen Betrag der Steuer-
festsetzung hinausgehende Steuerminderung ergeben könnte. 
 

Hinweis: Wir erläutern Ihnen gern die Voraussetzungen, die für die Optionsverschonung erfüllt 
werden müssen. 
 

Gemeinnütziger Verein: Organisation des Zivildienstes begründet einen Zweckbetrieb 
 

Gemeinnützige Organisationen (z.B. Vereine) sind mit ihren Einkünften aus sogenannten Zweck-
betrieben von der Körperschaftsteuer und der Gewerbesteuer befreit. Umsätze, die sie im Rahmen 
eines solchen Zweckbetriebs erzielen, sind zudem meist umsatzsteuerfrei oder unterliegen dem 
ermäßigten Umsatzsteuersatz. 
 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat kürzlich entschieden, dass ein Zweckbetrieb auch vorliegt, wenn ein 
gemeinnütziger Verein die Organisation von Zivildienstleistenden übernimmt. Geklagt hatte ein 
eingetragener Verein, der soziale und caritative Hilfeleistungen anbot und nach seiner Satzung 
unmittelbar gemeinnützige, mildtätige und kirchliche Zwecke verfolgte. Auf Grundlage einer 
Vereinbarung mit dem Bundesamt für den Zivildienst verpflichtete sich der Verein, den Einsatz von 
Zivildienstleistenden im sozialen Bereich (u.a. in Krankenhäusern, Jugendheimen, Sozialstationen, 
Pflegediensten, Kirchengemeinden) zu organisieren. Der Verein fungierte damit als Beratungs-, 
Betreuungs- und Fürsorgeeinrichtung. In den Jahren 2007 bis 2010 betreute der Verein zwischen 
1.464 und 1.522 Zivildienstleistende. Das Finanzamt besteuerte die hieraus erzielten Überschüsse 
und erklärte, dass der Verein lediglich reine Dienstleistungen gegenüber den Beschäftigungsstellen 
der Zivildienstleistenden erbracht habe und keine Verwirklichung unmittelbar eigener steuer-
begünstigter Zwecke vorgelegen habe. 
 

Der BFH wandte den Steuerzugriff jedoch ab, denn er sah die Voraussetzungen für einen Zweck-
betrieb als erfüllt an. Der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb der Zivildienstbetreuung diente in seiner 
Gesamtausrichtung dazu, die eigenen steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke zu verwirklichen, 
da der Betrieb den Satzungszweck erfüllte. Die Zivildienstleistenden waren im sozialen Bereich 
eingesetzt; der Verein trug zudem wesentlich dazu bei, dass ein funktionierender Zivildienst 
gewährleistet war und damit hilfsbedürftige Menschen unterstützt werden konnten. Es hatte zudem 
eine untrennbare Verbindung der Verwaltungsleistungen mit der gemeinnützigen Tätigkeit bestan-
den, da die Leistungen für den Zivildienst substanziell waren. Der Verein war mit seiner Betätigung 
weit mehr als eine bloß formal verwaltende Geschäftsstelle gewesen, denn er hatte den tatsäch-
lichen Verlauf des Zivildienstes maßgeblich beeinflussen können. Damit hatte er Dienste erbracht, die 
für eine effektive Durchführung des Zivildienstes unerlässlich waren und durch die Hilfseinrichtungen 
selbst nicht erbracht werden konnten. 
 

Hinweis: Eine Wettbewerbsverzerrung, die einen Zweckbetrieb hätte ausschließen können, lag im 
Urteilsfall nicht vor, da ein Wettbewerb zu anderen Konkurrenten von vornherein ausgeschlossen 
war. Nur Verbände konnten vom Bundesamt für die ihnen angehörenden Beschäftigungsstellen mit 
den Verwaltungsaufgaben beauftragt werden. 
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